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FAQ zur Jugendferienwerksrichtlinie vom 20.06.2017  
 

Antragsberechtigte Personen/ Familien 
 

1. Welche Personen/ Familien sind antragsberechtigt? 
 

Antwort 
Es sind alle Familien/ Erziehungsberechtigten antragsberechtigt, die im Sinne 
der Förderrichtlinie finanziell leistungsschwachgestellt sind und/ oder 
Sozialleistungen beziehen gem. Ziff. 1.2 der Jugendferienwerksrichtlinie.  

 
2. Wie kann sichergestellt werden, ob ein Antragsteller/ eine 

Antragstellerin, der/die eine Förderzusage erhalten hat, auch zum 
Zeitpunkt des Reiseantritts noch zum antragsberechtigten 
Personenkreis nach den Vorgaben der Jugendferienwerksrichtlinie 
gehört? 

 
Antwort: 
Maßgebend für eine Förderung sind die Einkommensverhältnisse zum 
Zeitpunkt des Reiseantritts. Sollte zwischen Beantragung der Zuwendung 
bzw. Bewilligung und Reisetermin ein längerer Zeitraum liegen, so soll kurz 
vor Beginn der Reise nochmals überprüft werden, ob sich die 
Einkommensverhältnisse der Familie zwischenzeitlich geändert haben.    

 
3. Alleinerziehende Mutter möchte eine Förderung für ihre Tochter, die mit 

einer Freundin zusammen in den Urlaub fahren will, kann so etwas 
gefördert werden? 

 
Antwort:  
Nein – dies wäre kein Familienurlaub im Sinne der Förderrichtlinie. Mutter und 
Tochter können zusammen mit der Freundin in den Urlaub fahren. Diese 
erhält jedoch keine Förderung aus Landesmitteln.   

 
4. Können Kinder der/des hier lebenden Lebenspartnerin/Lebenspartners 

einer Antragstellerin/ eines Antragstellers, die jedoch bei der Mutter/ 
dem Vater in einem anderen Bundesland leben, auch eine Förderung 
erhalten und in den Urlaub mitfahren? 

 
Antwort:  
Nur die in Schleswig-Holstein lebenden Kinder können eine Förderung 
erhalten (Ziff. 3.2.2). Die Mitfahrt der Kinder des Lebenspartners der 
Antragstellerin muss allein von der Familie finanziert werden.  

 
 
5. Können Pflegekinder auch eine Förderung erhalten?  

 
Antwort: 
Den Eltern des Pflegekindes ist es eventuell möglich, Zuschüsse für Ferien-/ 
Urlaubsfahrten nach § 39 (3) SGB VIII bei dem zuständigen Amt zu 
beantragen. Ob eine Bezuschussung möglich ist, sollte zunächst einmal 
erfragt werden, bevor die Landesmittel in Anspruch genommen werden. 



 

 

Es hat sich herausgestellt, dass die Kommunen mit der Vergabe dieser 
Zuschüsse unterschiedlich verfahren. Sollte ein Zuschuss nicht gewährt 
werden können, so kann die Förderung aus Landesmitteln erfolgen.  

 
6. Können mitfahrende volljährige Kinder eine Förderung erhalten? 

 
Antwort:  
Mitfahrende volljährige Kinder können keine Förderung erhalten.  
Zielgruppe der Jugendferienwerksrichtlinie sind Kinder und Jugendliche. 
Fahren volljährige Kinder mit in den Urlaub, sind die entstehenden Kosten 
allein von den Eltern zu tragen.  

 
7. Wann ist eine Familie antragsberechtigt bei Berechnung der 

Einkommensgrenze mit 180 % bzw. 230 %. Wie ist die 
Einkommensgrenze jeweils zu berechnen? 
 

Beispielrechnungen:  
a. Alleinerziehende Mutter,   1 Kind 0-5 Jahre 

1 Kind 6-13 Jahre 
 

Sozialleistungen nach den derzeit gültigen Regelsätzen 
Alleinerziehende Mutter –  424,00 Euro 
1 Kind – 0 bis 5 Jahre -      245,00 Euro 
1 Kind – 6 bis 13 Jahre –   302,00Euro  

 971,00 Euro (100 %) 
1.747,80 Euro (180 %) 

 
Die Familie darf zusammen ein Nettoeinkommen bis zu einer Höhe von 
1.747,80 Euro haben, um antragsberechtigt zu sein.  

 
b. Bedarfsgemeinschaft, 1 Kind 0 – 5 Jahre 

1 Kind 6 – 13 Jahre 
1 Kind 14 – 17 Jahre 
 

Sozialleistungen nach den derzeit gültigen Regelsätzen 
1. Partner                  - 382 Euro 
2. Partner                  - 382 Euro 
1. Kind 0 – 5 Jahre    -245 Euro 
2. Kind 6 – 13 Jahre  -302 Euro 
3. Kind 14 – 17 Jahre-322 Euro  

1.633,00 Euro (100 %) 
3.755,90 Euro (230 %) 

 
Die Familie darf zusammen ein Nettoeinkommen bis zu einer Höhe von 
3.755,90 Euro haben, um antragsberechtigt zu sein.  

 
 
8. Zählt das Pflegegeld bei der Berechnung der Einkommensgrenze als 

Einkommen? 
 

Antwort: 



 

 

Nein – das Pflegegeld zählt nicht als Einkommen (EStG) 
 

9. Zählt das Ausbildungsgeld bei der Berechnung der Einkommensgrenze 
als Einkommen? 

 
Antwort: 
Nein – das Ausbildungsgeld zählt nicht als Einkommen (EStG) 

 
10. Zählen Unterhaltszahlungen bei der Berechnung der Einkommensgrenze 

als Einkommen? 
 

Antwort: 
Nein – Unterhaltszahlungen gelten nicht als Einkommen (EStG) 

 
11. Zählen BAFÖG und Bundesausbildungsbeihilfe BAB zu den 

Sozialleistungen, die eine Förderung für Familienurlaube nach der 
Förderrichtlinie berechtigt? 

 
Antwort: 
Die Anspruchsvoraussetzungen ergeben sich aus Nr. 1.2 der Richtlinie.  
Sofern Bafög oder BAB nicht eine Leistung nach dem SGB II oder XII ist, wäre 
zu prüfen, ob eine nachfolgende Anspruchsvoraussetzung der Nr. 1.2 greifen 
könnte. 

 
12. Was bedeutet „kindgerecht“ bzw. „familiengerecht“ im Sinne der 

Förderrichtlinie nach Ziff. 1.3, wann ist ein Familienurlaub kindgerecht/ 
familiengerecht, welche Kriterien soll der Urlaubsort erbringen? 

 
Antwort:  
Urlaube, in dem die Familie unter Aspekten der Erholung zusammen erlebt 
und erlebte Ereignisse miteinander teilen kann. Die Bedürfnisse jedes 
einzelnen, insbesondere der Kinder soll berücksichtigt werden. Kinder 
benötigen im Urlaub die Möglichkeiten zum Spielen und Toben, ggf. 
Möglichkeiten des Austausches, auch mit anderen Kindern. 
 
Daher sollte der Urlaubsort „Räume“ oder Möglichkeiten aufweisen, wo sich 
Kinder frei bewegen und entfalten können (Spielplatz, betreute Spielstätten 
etc., freie Flächen ohne Straßenverkehr). 
 
Von daher sind Familien-Freizeiten die kürzer als 5 Tage andauern (zum 
Beispiel so genannte Shopping-Touren, Städtereisen, Kurzreisen, etc.) oder 
deren Reiseziel und Reisezweck nicht vorrangig darin begründet sind, als 
Familie gemeinsam die Urlaubszeit miteinander zu verbringen (= 
Familienurlaub) nicht bezuschussungsfähig (zum Beispiel Geschäftsreisen 
oder Reisen, bei denen die Eltern/Erziehenden aus anderen Gründen 
überwiegend von den mitreisenden Kindern/Jugendlichen getrennt sind). 

 
13. Können Kurzurlaube gefördert werden?  

 
Antwort:  



 

 

Die Richtlinie gibt eine Mindestdauer von 5 Tagen (incl. An- u. Abreise) vor. 
Das bedeutet eine Freizeitdauer von lediglich 3 Tagen. 
 
Jedoch ist zu beachten: Die Urlaube sollten nicht zu kurz gewählt sein, um 
den Effekt eines Erholungsurlaubes und eines kindgerechten Urlaubes nicht 
zu nehmen. Die Familien sollen sich erholen, sie sollen gemeinsam erleben 
und genießen. Bei einem Kurzurlaub ist dies in den meisten Fällen nicht 
möglich. Die Kinder kommen meist zu kurz und haben von dem Urlaub mit der 
ganzen Familie nichts. 
 
Kurze Städtereisen oder Museumsreisen sind nicht ohne weiteres als 
kindgerecht anzusehen.  
 
Im Einzelfall entscheidet hier die bewilligende Behörde.  
 
Familienbesuche, die als Urlaub beantragt werden, sollen nicht gefördert 
werden. Hier kann eine Erholung und kindgerechte Gestaltung nicht unbedingt 
gewährleistet werden und Kosten können nicht nachgewiesen werden. 
 

14. Können Städtereisen als Familienurlaub gefördert werden? 
 

Antwort:  
Familien-Freizeiten die kürzer als 5 Tage andauern (zum Beispiel so genannte 
Shopping-Touren, Städtereisen, Kurzreisen, etc.) oder deren Reiseziel und 
Reisezweck nicht vorrangig darin begründet sind, als Familie gemeinsam die 
Urlaubszeit miteinander zu verbringen (= Familienurlaub) sind nicht 
bezuschussungsfähig. 

 
15. Können Familienurlaube, die von anderen Trägern wie z. B. AWO, DRK 

etc. durchgeführt werden, mit den Landesmitteln gefördert werden?  
 

Antwort:  
Ja – diese Urlaube können aus Mitteln des Landes gefördert werden, sofern 
die Vorgaben der Förderrichtlinie Beachtung finden.  
Die für die Familie berechneten Landesmittel werden dann direkt an den 
Träger ausgezahlt, wie bei einem gewerblichen Reiseanbieter.   

 
16. Kann der Besuch von Familienmitgliedern, die im Ausland leben, mit 

dem Familienurlaub verbunden werden, kann das überhaupt gefördert 
werden, und wenn ja – wie kann die Förderung berechnet werden, wenn 
es keine Rechnung gibt? 

 
Antwort:  
Familienbesuche, die als Urlaub beantragt werden, sollen nicht gefördert 
werden. Siehe auch Frage 13. 
 
Hier sollte überlegt werden, ob ein Besuch von Familienmitgliedern einem 
Erholungsurlaub für die Familie w. o. beschrieben gleichzusetzen ist. Es kann 
nicht immer davon ausgegangen werden, dass bei dem Besuch für die 
mitfahrenden Kinder ausreichend Raum für eigene Bedürfnisse vorhanden ist 
(z. B. Spielplatz, Kinderberuhigte Zonen etc.) Ebenso ist fraglich, ob das 



 

 

gemeinsame Erleben als Familie und die Erholung zusammen mit den Kindern 
noch im Vordergrund steht.  
Die zuwendungsgewährende Stelle entscheidet hier im eigenen Ermessen.  
Für die Berechnung der Förderung (wg. 65 %) wird eine Rechnung benötigt, 
die die Kosten des gebuchten Urlaubs ausweisen. Sollte der Besuch der 
Familie mit einem gebuchten Urlaub verbunden werden, können lediglich die 
Kosten zugrunde gelegt werden, die von der Urlaubsstätte (Hotel, Ferienhaus, 
Campingplatz etc.) ausgewiesen werden, zuzügl. Fahrtkosten (analog zum 
Bundesreisekostengesetz §§ 4, 5 (1) BRKG) Ggf. kann auf die Familien 
hingewirkt werden, dass ein Hotel in der Nähe der Familie gebucht wird, die 
besucht werden soll. Es sollte jedoch hinterfragt werden, wie der Ablauf des 
Urlaubs erfolgen wird, um einen kindgerechten Urlaub zu gewährleisten.   

 

Fahrtkosten/ Reisekosten  
 
17. Wie können Fahrtkosten berechnet werden? 

 
Antwort: 
 
Bei eigens von der Familie organisierte Urlaubsfahrten (z. B. Campingurlaub, 
sonstige Urlaubsfahrten) werden Fahrtkosten analog zum 
Bundesreisekostengesetz- BRKG der §§ 4 und 5(1) berechnet. Fahrtkarten, 
Tankquittungen etc. müssen zusammen mit den anderen Reisebelegen 
vorgelegt werden.  
Es gilt hier, wie bei der Berechnung der gesamten Ausgaben, das 
Sparsamkeitsprinzip. 
 
Urlaubsreisen, die über einen Reiseveranstalter gebucht werden, enthalten oft 
bereits die Kosten für Flüge, Reisebusse etc. Hier gelten die auf der 
Rechnung ausgewiesenen Gesamtausgaben für die gebuchte Reise.  

 
Fahrtkosten zum Flugplatz, zum Reiseschiff sind zuwendungsfähig und 
können anerkannt werden.  - Fahrkarten, Belege sind vorzulegen.   

 
Kosten für einen Mietwagen am Urlaubsort sind generell nicht 
zuwendungsfähig.  
Diese Mietwagen verbrauchen ggf. viel Kraftstoff und verleiten manche 
Familien evtl. unentwegt zu deren Nutzung. Schnell kommen da zusätzliche 
hohe Kosten zusammen.  

 
 
18. Hohe Reisekosten= hoher Eigenanteil für die Familie 

 
Antwort: 
Die Familien sollen bei Beantragung der Fördermittel ausreichend beraten 
werden.  Es muss ihnen bei der Antragsberatung deutlich vermittelt werden, 
wie hoch der Förderbetrag, den sie für ihre Reise erhalten würden sein wird, 
und wie viel die Familie für ihre Reise selbst aufbringen muss. Zur Buchung 
kostspieliger Reisen soll abgeraten werden. Die antragstellenden Familien/ 
Alleinerziehenden sollten dies unbedingt bei ihren Reiseplanungen 



 

 

berücksichtigen und keine vorhergehenden verbindlichen Buchungen 
eingehen, da sie in einem solchen Fall etwaige Kosten allein aus dem 
Familieneinkommen aufbringen müssten. 

 
19. Welche Kosten sind als zuwendungsfähig anzuerkennen? 

 
Antwort:  
Als zuwendungsfähig anzuerkennen sind die Kosten, die die Rechnungen von 
Reiseanbietern ausgewiesen werden. Zuzügl. Fahrtkosten, sofern diese dort 
nicht enthalten sind (s. Antwort Nr. 5). Kosten für Selbstverpflegung bei 
Buchung eines Ferienhauses, Körperpflege etc. sind nicht zuwendungsfähig. 
Diese müssten von den Familien selbst übernommen werden.  

 
Kosten für Eintritte, Surfschule, Schwimmkleidung, Luftmatratze, Reitstunden, 
Tanzveranstaltungen etc. sind nicht zu den zuwendungsfähigen Kosten zu 
rechnen.  
Im Einzelfall entscheidet die zuwendungsgebende Stelle nach eigenem 
Ermessen.  
 

Manche Reiseanbieter bieten Reisen mit kombinierten Eintrittspreisen für 
bestimmte Attraktionen oder Freizeitparks an. Hier gilt der Endpreis der 
gebuchten Reise. 

 
Kosten für Reiserücktrittsversicherung sind zuwendungsfähig und werden 
zusätzlich zur Förderung übernommen. Bedenken Sie dabei:  65% der 
zuwendungsfähigen Gesamtkosten dürfen für die Förderung nicht 
überschritten werden.  

 
Strom und Wassergeld bei gebuchten Ferienhäusern werden als 
zuwendungsfähig anerkannt  
 

 
  



 

 

20. Wie wird die Förderung für die Familien berechnet? 
 

Antwort:  
Die Familien erhalten 15,00 Euro pro Tag und Teilnehmer zuzügl. 
Reiserücktrittsversicherung  

 
Beispiel 1:  

2 Erwachsene 
3 Kinder 
14 Tage Urlaub auf Amrum gebucht über Reiseanbieter 
Kosten für das gebuchte Haus = 3.875,00 Euro 
Reiserücktrittsversicherung = 25,00 Euro 
Fahrt mit eigenem PKW 200 km (Berechnung erfolgt nach dem BRKG) =  
200 km Hin- u. Rückfahrt nach Tankbeleg 60 Euro 
(Berechnung nach BRKG  200 x 0,20 Cent = 40,00 Euro)  
Fahrt mit der Fähre 150,00 Euro (Rechnungsbeleg) 
Kosten insgesamt = 5.010,00 Euro 

 
Berechnung der Förderung:  
5 Personen x 15,00 Euro x 14 Tage=                 1.050,00 Euro 
Reiserücktrittsversicherung =                                  25,00 Euro 
Fahrtkosten Auto (Berechnung nach BRKG)         40,00 Euro 
Fahrtkosten Fähre                                                   150,00 Euro 
Förderung                                                           1.265,00 Euro 

 
Gesamtkosten = 5.010,00 Euro – davon 65% = 3.256,50 Euro.  

 
Förderung für die Familie bleibt bei 1.265,00 Euro, da höchstens 15,00 
Euro/Tag/Teilnehmer 

 
Beispiel 2:  

2 Erwachsene 
4 Kinder 
14 Tage Urlaub auf Mallorca über einen Reiseanbieter gebucht 
Kosten für den gebuchten Urlaub inkl. Flug Hin-/ Rück und inkl.        
Reiserücktrittsversicherung = 2.000,00 Euro (Super Sonderangebotsreise) 
Fahrt mit Reisebus zum Flugplatz Hin-/Rückfahrt = 150,00 Euro 
4 Kinder benötigen Badeschuhe für den Strand = 40,00 Euro (im Ermessen 
der bewilligenden Stelle, werden in diesem Beispiel die Kosten anerkannt)  
Kosten insgesamt: 2.190,00 Euro  

 
Berechnung der Förderung:  

 
6 Personen x 15,00 Euro x 14 Tage =      1.260,00 Euro 
Kosten für Bus gem. Beleg:                          150,00 Euro (Berechnung nach 
BRKG) 
Badeschuhe f. Kinder                                       40,00 Euro 

1.450,00 Euro 
 

65 % von den Gesamtkosten in Höhe 2.190,00 Euro = 1.423,50 Euro.  
 



 

 

Die Förderung für die Familie errechnet sich in diesem Falle mit 1.423,50 Euro 
(Zuwendungshöchstbetrag). Für die Familie entfällt hier ein Eigenanteil von 
740,00 Euro. 

 
21. Wie soll die Förderung ausgezahlt werden. Bekommt die Familie die 

Förderung ausgezahlt oder der Urlaubsanbieter? 
 

Antwort:  
Die Förderungen von Familienurlauben vergangener Jahre, haben gezeigt, 
dass eine Auszahlung der Landesmittel direkt an die Familien, vielfach zu 
vermehrtem Verwaltungsaufwand geführt hat, da viele Familien nach Erhalt 
des Geldes den Urlaub doch nicht angetreten hatten und die Mittel anderweitig 
verwendet wurden. Die Rückforderungen der gezahlten Förderungen von den 
Familien erforderte enormen Verwaltungsaufwand. Durch Niederschlagungen 
der eingetriebenen Mittel sind dem Land hohe Verluste entstanden.  
Daher wird empfohlen, die Landesmittel nicht direkt an die Familien 
auszuzahlen. 
Die Fördermittel sollten, wenn möglich, wie folgt gezahlt werden:  
Reiseanbieter oder Familie selbst legt eine Rechnung vor 
Die zuwendungsgebende Stelle rechnet die Förderung aus und fordert die 
Familie auf, den Eigenanteil an die zuwendungsgebende Stelle zu zahlen.  
Die zuwendungsgebende Stelle überweist den Gesamtbetrag an den 
Reiseanbieter. 
Sobald die Reise beendet ist, erfolgt die Abrechnung unter Vorlage der Belege 
der geleisteten Ausgaben, die im Urlaub angefallen sind. Ggf. können einige 
Kosten noch anerkannt werden, woraus unter Berechnung der 
Höchstförderung (65 %) ggf. ein Restbetrag errechnet wird, der dann am Ende 
noch an die Familie ausgezahlt wird. 
Im Einzelfall entscheidet die zuwendungsgebende Stelle selbst, wie die 
Antrags- und Abrechnungsbearbeitung am effektivsten geschehen kann.  

 
 
22. Wie ist zu verfahren, wenn eine Familie ihren Urlaub nicht angetreten 

hat, und die Rücktrittsversicherung nicht an die Bewilligungsbehörde 
abgetreten hat. Wer trägt die Ausfallkosten? 

 
Antwort:  
In diesen Fällen müssen die Ausfallkosten vollständig aus Landesmitteln 
finanziert 
werden. 
Diese Kosten sind im Verwendungsnachweis zu kennzeichnen.  

 




